
verschiedenen, unabhängig voneinander handelnden 
Tätern durchgeführt wird. Maßgebend ist vielmehr, daß 
jedem Täter bekannt bzw. für ihn erkennbar ist, daß 
es sich um Waren handelt, die ihrer Art nach in der 
Deutschen Demokratischen Republik oder im demo­
kratischen Sektor von Berlin nicht produziert und ge­
handelt werden und daher nur auf illegalem Wege in 
diese Gebiete gelangt sein können. Transportiert der 
Täter trotz Erkennbarkeit oder Kenntnis dieser Um­
stände die Waren ohne Warenbegleitschein weiter, 
dann verstößt er gegen die Bestimmung des § 2 HSchG. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich bei den vom An­
geklagten angekauften und transportierten Tabakwaren 
um typische westliche Erzeugnisse, die, wie allgemein 
— und somit auch dem Angeklagten — bekannt ist, 
sowohl in der Deutschen Demokratischen Republik als 
auch im demokratischen Sektor von Berlin weder her­
gestellt noch gehandelt werden. Wenn der Angeklagte 
diese Waren daher im demokratischen Sektor kaufte, 
so war für ihn erkennbar, daß sie nur auf illegalem 
Wege in den demokratischen Sektor gelangt sein kön­
nen. Durch den Transport ohne Warenbegleitschein hat 
der Angeklagte mithin gegen § 2 HSchG verstoßen.

Das angefochtene Urteil stellt fest, daß der Ange­
klagte den Transport zum Zwecke der Weiterveräuße­
rung der Waren und zur Erzielung eines zusätzlichen 
Verdienstes durchführte. Danach handelte der Ange­
klagte gewerbsmäßig nach § 2 Abs. 2 Ziff. 6 HSchG.

§ 282 StPO.
Die Entscheidung auf vorläufige Einstellung des Ver­

fahrens nach § 282 StPO setzt voraus, daß das Gericht 
alle vorhandenen Möglichkeiten ausgeschöpft und seiner 
ihm nach § 244 Abs. 2 StPO von Amts wegen obliegen­
den Pflicht genügt hat, um auch in Abwesenheit des 
Angeklagten den Sachverhalt aufzuklären und festzu­
stellen.

OG, Urt. vom 29. Juli 1952 — 2 Zst 42/52.
Der Angeklagte ist alleiniger Eigentümer eines chemisch­

pharmazeutischen Werkes in F. In dem Betrieb werden Fuß­
pflege-, Industrie- und Spezialreinigungsmittel hergestellt. 
Die hieTzu benötigten Grundstoffe bezog der Angeklagte auf 
Freigabebewilligungen der Landesregierung von dem sowjeti­
schen Elektrokombinat in B. Hiervon hat der Angeklagte in 
der Zeit vom Januar 1947 bis Dezember 1948 etwa 95 bis 100 t 
an Firmen im demokratischen Sektor und in Westberlin ver­
kauft. Zur Finanzierung dieser Lieferungen nahm er im No­
vember 1948 einen Kredit bei einer Bank auf. Zur Sicherung 
übereignete er der Bank die gesamten Waren- und Material­
bestände der Firma. Kurze Zeit darauf flüchtete der Ange­
klagte nach Westberlin, wo er ein neues Unternehmen eröffnet 
hat.

Mit der Anklage wird dem Angeklagten auf Grund dieses 
Ermittlungsergebnisses ein Wirtschaftsverbrechen nach § 1 
Abs. 1 Ziff. 2 und 3 WStVO zur Last gelegt. Das Schöffen­
gericht in F. hat am 5. Mai 1949 einen der Anklage entsprechen­
den Eröffnungsbeschluß erlassen. In der Hauptverhandlung 
am 29. Juni 1951, die in Abwesenheit des Angeklagten statt­
fand, wurde nach durchgeführter Beweisaufnahme der Beschluß 
verkündet, daß das Verfahren gemäß § 282 StPO vorläufig ein­
gestellt werde, weil die zur Feststellung des Sachverhalts er­
forderliche Vernehmung der in den Westsektoren Berlins woh­
nenden Zeugen z. Z. nicht durchgeführt werden könne und 
sich daher weder die Schuld noch die Nichtschuld des Ange­
klagten feststellen lasse.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat die Kassation dieses Beschlusses wegen Verletzung 
des Gesetzes (§ 282 StPO) beantragt.

Der Kassationsantrag ist begründet.
Aus den G r ü n d e n :

Der Beschluß der Strafkammer ist eine unanfechtbare 
und damit rechtskräftige Entscheidung in einer Straf­
sache, die auf Grund des § 12 OGStG mit der Kassa­
tion angefochten werden kann (s. Urteil des OG vom
7. Februar 1952 — 2 Zst 8/52 —).

Dem Generalstaatsanwalt ist darin zuzustimmen, daß 
der Beschluß wegen Verletzung des § 282 StPO auf­
gehoben werden muß. Zunächst ist darauf hinzu­
weisen, daß der angefochtene Beschluß dahin auszulegen 
ist, daß das Schöffengericht, da die Vernehmung der 
in Westberlin wohnenden Zeugen z. Z. nicht durchführ­
bar sei, die Aufklärung und Feststellung des Sach­
verhalts und mithin die Feststellung der Schuld oder 
Nichtschuld des Angeklagten ohne dessen Anwesen­
heit nicht für möglich hält. Eine solche Entscheidung 
setzt jedoch voraus, daß das Gericht alle vorhandenen 
Möglichkeiten ausgeschöpft und seiner ihm nach § 244 
Abs. 2 StPO von Amts wegen obliegenden Pflicht genügt 
hat, um auch in Abwesenheit des Angeklagten den Sach­
verhalt aufzuklären und festzustellen. Die Erfüllung 
dieser Voraussetzung erfordert gegebenenfalls die La­

dung und Vernehmung weiterer Zeugen und Sachver­
ständigen, wenn das Gericht der Auffassung ist, daß 
die bisher vernommenen Zeugen und Sachverständigen 
zur Aufklärung des Sachverhalts nicht ausreichen.

Im vorliegenden Falle war die Aufklärung des Sach­
verhalts auch ohne Anwesenheit des Angeklagten und 
unabhängig davon, ob die in Westberlin wohnenden 
Zeugen vernommen werden können, möglich.

Aus dem Akteninhalt, insbesondere aus dem Vortrag 
des Verteidigers in der Hauptverhandlung, ergibt sich, 
daß der Angeklagte nicht bestreitet, 95 t der von dem 
Elektrokombinat in B. gelieferten Erzeugnisse nach 
Berlin transportiert und dort an Kunden verkauft zu 
haben. Er verteidigt sich lediglich damit, daß er diese 
Geschäfte in seiner Eigenschaft als zugelassener Han­
delsvertreter durchgeführt habe. Der Verkauf der Er­
zeugnisse sei zulässig gewesen und ausschließlich an 
Firmen erfolgt, die ihren Sitz im demokratischen Sektor 
von Berlin gehabt hätten. Die Klärung der Frage, ob 
diese Verkäufe rechtmäßig waren bzw. ob der An­
geklagte die Freigabebewilligung für die Erzeugnisse 
des Elektrokombinats in seiner Eigenschaft als Handels­
vertreter oder als Inhaber des Werkes in F., eventuell 
sogar unter Erteilung einer Produktionsauflage, er­
halten hat, ist aber ohne Anwesenheit des Angeklagten 
möglich, und zwar durch die Einholung einer Auskunft 
oder die Vernehmung des zuständigen Sachbearbeiters 
der Landesregierung, durch die die Freigabebewilligun­
gen erteilt worden sind. Auch der Zeitpunkt der Durch­
führung der Geschäfte ist ohne die Anwesenheit des 
Angeklagten feststellbar. Es bedarf hierzu lediglich 
der Vernehmung der für den Ein- und Verkauf zu­
ständigen Sachbearbeiter des Elektrokombinats und der 
Firma des Angeklagten und einer vergleichenden Ge­
genüberstellung der zeitlichen Ein- und Ausgänge der 
Erzeugnisse, um festzustellen, welche Lieferungen das 
Werk des Angeklagten erhalten hat und zu welchem 
Zeitpunkt der Angeklagte Lieferungen für die Verkäufe 
nach Berlin verwendet hat. In diesem Zusammenhang 
wird auf die bei den Akten befindlichen Aufstellungen 
verwiesen. Außerdem kann zu dieser Frage auch der 
Spediteur K. in B. als Zeuge vernommen werden, der 
wahrscheinlich bekunden kann, ob Transporte nach dem 
Westsektor Berlins erfolgten. Die insoweit durchzu­
führende Beweisaufnahme würde ferner die Frage 
klären, ob der Angeklagte nach Erlaß der Anordnung 
der DWK vom 21. September 1948 über den Waren­
verkehr mit Groß-Berlin Verkäufe nach Berlin durch­
geführt hat. Die Aufklärung der weiteren Frage, ob 
der Angeklagte die Geschäfte entgegen der Anordnung 
der DWK ohne Inanspruchnahme der Handelsgesell­
schaft Groß-Berlin durchführte, ist durch die Auskunft 
des Berliner Industrie- und Handelskontors GmbH vom
11. September 1950 bereits erfolgt. Danach ist der 
Angeklagte dort unbekannt. Hieraus ergibt sich, daß 
die für die strafrechtliche Beurteilung des Verhaltens 
des Angeklagten erforderliche Aufklärung und Fest­
stellung des Sachverhalts auch ohne seine Anwesenheit 
erfolgen kann. Eine Vernehmung des Angeklagten ist 
nicht erforderlich und gesetzlich auch nicht geboten, 
da die Hauptverhandlung unter Berücksichtigung der 
prozessualen Voraussetzungen der §§ 276 ff. StPO durch­
geführt wird.

II. Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht

§ 91 ZPO; §§ 84, 85 RAGebO.
Ist eine Partei zur Bestellung eines zweiten Prozeß­

bevollmächtigten dadurch gezwungen worden, daß der 
erste Prozeßbevollmächtigte die Vertretung ohne trifti­
gen Grund niedergelegt hat, so sind die Kosten des 
ersten Prozeßbevollmächtigten nicht erstattungsfähig.

OLG Dresden, Beschl. vom 26. August 1952 — 54 W 
279/51.

Der Beklagte war im Prozeß zunächst durch Rechtsanwalt 
H. vertreten, der vor Beendigung des Prozesses das Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik verlassen hat, so daß 
der Beklagte den Rechtsanwalt G. als Prozeßbevollmächtigten 
bestellte. Die Gebühren des Rechtsanwalts H. betrugen DM 
398,10, von denen der Beklagte DM 300,— als Vorschuß gezahlt 
hatte. Im Kostenfestsetzungsverfahren wurden diese DM 300,— 
als erstattungsfähig festgesetzt.

Das LG in D. wies die Erinnerung der Klägerin gegen den 
Kostenfestsetzungsbeschluß mit der Begründung zurück, daß
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